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Föderalismus strebt die Ordnung von
Vielfalt an und versucht die Unterschie-
de zu integrieren. Die politikhistorische
und ideengeschichtliche Studie von
Jana Osterkamp, Professorin für Ge-
schichte Ost- und Südosteuropas an
der Ludwig-Maximilians-Universität
München, untersucht erstens, „wie sich
das Ordnungsprinzip Föderalismus in
der Geschichte der Habsburgermonar-
chie niederschlug“ (3), einem Reich mit
großer sprachlicher, kultureller, kon-
fessioneller und sozialer Vielfalt. Föde-
rale Praxis wird anhand von konkreten
Institutionen und konkreten Politikfel-
dern analysiert. Damit wird wissen-
schaftliches Neuland betreten. Die fö-
derale Perspektive interessiert sich
insbesondere dafür, wie ab 1848 der
Staatsaufbau in einer föderalen Ord-
nung vor sich ging und wie sich die
Staatstätigkeiten auf verschiedene
Ebenen, Institutionen und Akteure ver-
teilten. Für die Untersuchung werden
Begriffe der modernen Föderalismus-
theorie adaptiert.

Zweitens beschreibt und analysiert
die Studie föderale Ideen und Konzep-
te, die in der Habsburgermonarchie
entwickelt wurden, aber nicht zur An-
wendung gelangten – von Staatskanz-
ler Metternichs Reformplan 1817 bis
zum sozialdemokratischen Konzept

der Autonomie nicht territorialer Perso-
nenverbände.

Verwaltungsföderalismus
im Neoabsolutismus

Föderalismus wird in Osterkamps
Studie „verstanden als vertikale Auftei-
lung von staatlicher Herrschaftsgewalt
auf verschiedenen Entscheidungsebe-
nen innerhalb einer langfristig beste-
henden politischen Ordnung. Alle Herr-
schaftsebenen in einer föderalen Ord-
nung haben dabei an der Ausübung
staatlicher Souveränität Anteil“ (215).
Die Habsburgermonarchie des Vor-
märz war noch keine Föderation.

Im Revolutionsjahr 1848 und in der
Folgezeit wurden in der Habsburger-
monarchie föderale Grundmodelle ent-
wickelt, die fortan prägend wirkten: Na-
tionalitätenbundesstaat,1 Verwaltungs-
föderalismus (nicht als solcher be-
nannt!), Kronländerföderalismus, Du-
alismus, Trialismus und nicht territoria-
le Personenverbände. Aufgrund der
Begrifflichkeiten des damaligen staats-
rechtlichen Diskurses wäre es den
ZeitgenossInnen nicht in den Sinn ge-
kommen, ihre jeweilige Herrschafts-
ordnung föderal zu nennen. Nach heu-
tigem Begriffsverständnis allerdings
entstanden in der Monarchie ab 1848
Herrschaftsstrukturen, Institutionen und
politische Praktiken, die als föderal be-
zeichnet werden können.

1849 oktroyierte der junge Kaiser
Franz Joseph die Märzverfassung, wel-
che einen neuen föderalen Typus, den
Kronländerföderalismus, und erstmals
das Prinzip der föderalen Gleichheit
beinhaltete. Diese Reichsverfassung
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1 Zur Leitidee des multinationalen Födera-
lismus im Kremsierer Verfassungsent-
wurf von 1848 siehe insbesondere
Rumpler (1997, 315).



wurde zwar nicht umgesetzt, aber das
Konzept des Föderalismus der histori-
schen Kronländer war ab 1867 für den
österreichischen Reichsteil prägend.

Die Zeit des Neoabsolutismus
(1851–1860) stellte die Hochphase
dessen dar, was in moderner Begriff-
lichkeit als Verwaltungsföderalismus
bezeichnet wird. Davon lässt sich spre-
chen, „wenn sowohl die gemeinsamen
als auch die autonom agierenden Insti-
tutionen der untereinander gleichbe-
rechtigten Regionen und Provinzen
Regierungs- und Verwaltungsorgane,
jedoch keine Parlamente sind“ (86f).

Die großen Leistungen des Neoab-
solutismus bestanden in der Erweite-
rung und Vertiefung (im Sinne von Ter-
ritorialisierung) der staatlichen Verwal-
tung, der Schaffung einer unabhängi-
gen Justiz und liberalen Wirtschafts-
und Bildungsreformen. „Im Neoabsolu-
tismus war die Monarchie namentlich
in ihrem Kernraum zu einem Verwal-
tungs- und Territorialstaat geworden,
der zunehmend auch auf gesellschaft-
liche Anliegen Rücksicht nahm“ (189).2

Repräsentativkörperschaften waren al-
lerdings unter dem neoabsolutisti-
schen Regime nicht vorgesehen. Die
Liberalen waren gleichfalls keine De-
mokraten.3

Die Bezirke traten als Verwaltungs-,
Steuer- und Justizbehörden unterster
Instanz das Erbe der 1848 abgeschaff-
ten Patrimonialherrschaft an. „Verwal-
tung und Staat rückten damit näher an
die Bürger heran“ (110).4 Mit dem

Reichsgemeindegesetz 1859 wurde
Selbstverwaltung auf lokaler Ebene
eingeführt, die Gemeinde als kleinster
Baustein in das Staatsgefüge einge-
gliedert.

Osterkamp betont, dass „die neoab-
solutistische Epoche nicht als zentra-
listisch, sondern als administrativ-föde-
ral“ (113) verstanden werden sollte,
denn insbesondere die Statthalter und
Statthaltereien hatten große Gestal-
tungsspielräume. In Form von Erläs-
sen trafen sie allgemeine, gesetzes-
ähnliche Regelungen, welche sich von
Land zu Land unterschieden.

Der Verfassungskampf der 1860er-
Jahre zwischen feudal-konservativen
„Föderalisten“ und liberalen „Zentralis-
ten“ war aus der Perspektive einer fö-
deralen Geschichte eine Auseinander-
setzung um die Ausrichtung eines fö-
derativen Verfassungswandels: „Die
‚Föderalisten‘ stritten für einen konser-
vativen Föderalismus ständischer Prä-
gung, die ‚Zentralisten‘ für einen libera-
len Föderalismus mit gestuften legisla-
tiv-parlamentarischen Teilhaberech-
ten“ (191).

Das Oktoberdiplom 1860, das Febru-
arpatent 1861 und die einheitlichen
Landesordnungen von 1861 legten die
verfassungsrechtlichen Grundlagen für
die föderale Entwicklung der österrei-
chischen Reichshälfte ab 1867.

Ausgleich und Dezemberverfassung
1867

Im Gefolge von Königgrätz entschied
sich der Kaiser für einen politischen
Kompromiss mit den Deutschliberalen
in Österreich und mit der herrschenden
Klasse, dem Adel, in Ungarn. Die Er-
gebnisse waren die Doppelmonarchie
und die Dezemberverfassung von
1867 für Cisleithanien.
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2 Zu den großen Infrastrukturprojekten,
Wohlfahrts- und Bildungsreformen siehe
im Einzelnen Judson (2016, 286–301).

3 Politisch bedeuteten die 1850er-Jahre
den Aufbau eines „liberalen Imperiums“;
siehe Deak (2015, 101).

4 Siehe dazu umfassend Deak (2015,
112–135).



Der Ausgleich errichtete den konfö-
deralen Dualismus Österreich-Ungarn.
In Österreich war der Kaiser Oberhaupt
einer konstitutionellen, in Ungarn einer
parlamentarischen Monarchie.

Es gab kein gemeinsames Verfas-
sungsdokument für das Reich, son-
dern zwei separate Ausgleichsgeset-
ze. Diese etablierten gemeinsame In-
stitutionen, v.a. die drei gemeinsamen
Ministerien für Äußeres, Verteidigung
und Finanzen sowie die sog. Delega-
tionen der beiden Parlamente, welche
die gemeinsamen Ministerien und das
gemeinsame Budget kontrollierten. Ein
gemeinsames Reichsparlament exis-
tierte ja nicht. Reich und Reichsteile
wirkten über den Kaiser, die gemeinsa-
men Ministerien, die beiden Regierun-
gen, die Delegationen und die beiden
Parlamente im Rahmen einer födera-
len Praxis zusammen, die formelle Ka-
näle hatte und auch informelle Wege
fand, etwa dadurch, dass beide Parla-
mente gleichlautende Gesetze über
gemeinsame Angelegenheiten be-
schlossen.

Gemäß der Begrifflichkeit der moder-
nen Föderalismustheorie handelte es
sich bei der Doppelmonarchie um eine
mehrstufige Föderation, wobei beide
Teile eine sehr unterschiedliche föde-
rale Binnenstruktur entwickelten.

Die österreichische Reichshälfte er-
hielt mit den fünf Staatsgrundgesetzen
und einer revidierten Fassung des Fe-
bruarpatents von 1861 eine (fragmen-
tarische) Verfassungsordnung, die bis
1918 Bestand haben sollte. Cisleitha-
nien verfügte ebenso wie Ungarn über
ein Zweikammerparlament, eine
Staatsregierung sowie ein eigenes
Rechts- und Verwaltungswesen. Keine
Kompetenzen hatten die Reichsteile in
den genannten Hoheitsbereichen des
Reichs. Die beiden Reichshälften las-

sen sich aufgrund ihrer Funktionen als
Staaten klassifizieren, ihre Staatlich-
keit war allerdings unvollständig.

Die Gesetzgebung wurde in der ös-
terreichischen Reichshälfte vom Kai-
ser und vom Reichsrat gemeinsam
ausgeübt. Der Monarch besaß ein ab-
solutes Vetorecht. Den Kronländern
wurden in den Landesordnungen all
jene Kompetenzbereiche zugewiesen,
die nicht Sache des Reichs oder Cis-
leithaniens waren, insbesondere die
Politikfelder Bildung und Unterricht,
Gesundheitswesen, Sozialpolitik, Lan-
desinfrastruktur und agrarische Melio-
rationen.

Die Habsburgermonarchie entwi-
ckelte sich in einer steigenden Zahl von
öffentlichen Aufgabenbereichen und
dort jeweils in zunehmender Intensität
zu einem modernen Leistungsstaat. In
der österreichischen Reichshälfte wur-
den die obengenannten staatlichen
Aufgaben nach allgemeinen Vorgaben
durch das Reich oder die Wiener Re-
gierung im Konkreten von den Kronlän-
dern gestaltet, weiterentwickelt und –
in je unterschiedlichem Ausmaß – fi-
nanziert. Juristen und Ökonomen der
Zeit konstatierten ein stetes Anwach-
sen der Kompetenzen der Landtage
und Landesausschüsse und eine be-
wusste Erweiterung der Landesauto-
nomie von Seiten der Kronländer. Das
Schlagwort der ZeitgenossInnen für
diese Entwicklung war „Verländerung“.
Alle Kronländer, gleich welchen wirt-
schaftlichen und sozialen Entwick-
lungsstandes, bauten ihre „Staatlich-
keit“ in einzelnen Politikfeldern aus.
Osterkamp bezeichnet dies als „an be-
stimmte Aufgabenbereiche gebunde-
ne und daher politikfeldabhängige
Staatlichkeit der Länder“ (272).
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Zentrale Politikfelder
der Kronländer

Im neunten Kapitel widmet sich die
Autorin den Aktivitäten der Länder in
vier zentralen Politikfeldern – Schulwe-
sen, agrarische Infrastrukturen, Ge-
sundheitswesen5 und Sozialpolitik –
und analysiert die je spezifischen Ent-
scheidungs-, Finanzierungs- und
Durchführungsebenen (Reichshälfte,
Kronländer, Bezirke, Städte und Ge-
meinden) sowie die Verflechtungen
zwischen diesen Akteuren der moder-
nen Leistungsverwaltung.

Ob ein Kronland gegenüber der Be-
völkerung in bestimmten Politikberei-
chen wie ein Staat auftrat, war vom
konkreten politischen Handeln der Ent-
scheidungsträger, also von den Inter-
essen der jeweiligen Eliten, und von
den mobilisierten Ressourcen abhän-
gig. Das Kurien- und Zensuswahlrecht
eröffnete neben den traditionellen Eli-
ten aus Großgrundbesitz, Industrie, Fi-
nanz und Bürokratie zunächst nur
städtischem Bürgertum und begüter-
ten Bauern die politische Beteiligung.

Um die Fragen, wie öffentliche Auf-
gaben, Ausgaben und Einnahmen in
einer mehrstufigen politischen Ord-
nung zu verteilen und aufeinander ab-
zustimmen seien und auf welcher Ebe-
ne darüber konkret entschieden wer-
den sollte, wird bis heute in demokrati-
schen föderalen Ordnungen immer
aufs Neue gerungen.

In modernen Demokratien zahlen

potenziell alle BürgerInnen Steuern,
entscheiden in Wahlen über Ausmaß
und Verteilung von öffentlichen Gütern
und sind NutznießerInnen Letzterer. In
Österreich-Ungarn war diese Kongru-
enz nicht gegeben. Die Frage, für wen
und für welche gesellschaftlichen An-
liegen Mittel in welchem Ausmaß auf-
gewendet werden und wer darüber
entscheidet, die in der zeitgenössi-
schen Finanzwissenschaft noch selten
als diskussionswürdig galt, wurde in
der Habsburgermonarchie um die
Jahrhundertwende bereits gestellt und
erörtert, beispielsweise vom tschechi-
schen Nationalökonomen Josef Kaizl.

Finanzausgleiche

Im Kapitel X befasst sich Osterkamp
mit den Einnahmen von Staat und Län-
dern sowie dem Ringen um Finanzaus-
gleiche ab den 1890er-Jahren, zum ei-
nen zwischen den beiden Reichsteilen,
zum anderen zwischen dem österrei-
chischen Reichsteil und den Kronlän-
dern. Einleitend stellt sie fest, dass die
Praxis der öffentlichen Finanzen noch
weitaus unsystematischer als der
Staatsaufbau war. In moderner Termi-
nologie handelte es sich um ein fiskali-
sches Verbundsystem ohne klare
Trennung zwischen Staats-, Landes-
und Kommunenfinanzen.

Das Reich konnte keine eigenen
Steuern erheben, die Steuerhoheit lag
bei den beiden Staaten, also den
Reichsteilen. Für die gemeinsamen
Angelegenheiten standen dem Reich
sämtliche Zolleinnahmen zu. Wenn
diese nicht ausreichten, mussten die
Reichsteile mit ihren Einnahmen für die
Differenz aufkommen. Alle zehn Jahre
wurde für die Aufteilung der durch Zölle
nicht gedeckten Reichsausgaben zwi-
schen Cisleithanien und Ungarn ein
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demien der Jahre 1848, 1866 und 1873,
die in der Monarchie insgesamt rd.
800.000 Todesopfer zur Folge hatten
(Bruckmüller 2001, 288), schärften in
der politischen Sphäre das Bewusstsein
für Gesundheit und Hygiene als öffentli-
che Güter.



Verteilungsschlüssel vereinbart, die
sog. Quote. Diese richtete sich nach
der Wirtschaftskraft der Reichsteile
und zog daher die cisleithanische Seite
stärker heran.

Die Kosten der Erweiterung und Ver-
tiefung des modernen Leistungsstaats
ab 1867 trugen vorrangig die Reichs-
teile. In der österreichischen Reichs-
hälfte wurde die oberste Steuerhoheit
von Parlament und Kaiser gemeinsam
ausgeübt. Verbrauchsteuern (auf Bier,
Branntwein, Zucker, Mineralöl u.a.) er-
brachten den Löwenanteil der Steuer-
einnahmen. Die Einhebung hoher indi-
rekter Steuern stellte eine Strategie der
vermögenden Eliten dar, die Kosten
der Staatlichkeit auf die KonsumentIn-
nen abzuwälzen, die (bis 1907) an der
parlamentarischen Aushandlung der
Ausgaben nicht beteiligt waren. Erst
1896 erfolgte die Einführung einer pro-
gressiven Personaleinkommensteuer.

Während die liberalen Regierungen
zwischen 1867 und 1879 eine fiska-
lisch eher zurückhaltende Politik ver-
folgt hatten, wurde Cisleithanien unter
den konservativen Regierungen
1879–92 zum Investitionsstaat und
blieb dies unter den Beamtenregierun-
gen in der von raschem Wirtschafts-
wachstum gekennzeichneten Spät-
gründerzeit. Der Ausgabenanteil für
Bildung6 und soziale Sicherheit ver-
doppelte sich zwischen 1867 und 1900
auf 13%. 1913 belief sich der Anteil der
Ausgaben für Verkehrsinfrastruktur,
Schulwesen und Wirtschaftsförderung
auf 19% des cisleithanischen Budgets.
Die höchsten Ausgabenanteile der ös-
terreichischen Reichshälfte entfielen

auf den Verwaltungsapparat (rd. 40%)
und das Militär (ca. 20%).

Die Einnahmen der Kronländer be-
standen großteils aus Zuschlägen auf
die staatlichen Steuern. Die Landeszu-
schläge waren gesetzlich mit 10% ge-
deckelt. Doch de facto gab es keine
Deckelung. Höhere Zuschläge waren
zwar von kaiserlicher Zustimmung ab-
hängig, wurden aber regelmäßig ge-
währt. Das Ergebnis waren bspw. Zu-
schläge zu den direkten Steuern zwi-
schen 37% in Triest, 82% in Niederös-
terreich, 156% in Böhmen, 195% in
Vorarlberg und 203% in Dalmatien.

Die Landtage wurden wie erwähnt
nach einem restriktiven Zensus- und
Kurienwahlrecht gewählt, das den pri-
vilegierten gesellschaftlichen Gruppen
weit überproportionale Vertretung si-
cherte und selbst den Großteil der
männlichen Bevölkerung (Bauern,
Landarbeiter, gewerbliche und Fabrik-
arbeiter, Gesinde, Kleinbürger) von der
politischen Teilhabe ausschloss. Trotz-
dem erhöhten die Landtage und Lan-
desausschüsse in allen Kronländern
die Ausgaben in den oben genannten
Politikfeldern ab dem letzten Viertel
des 19. Jh. sehr stark, weshalb die
Länder bereits in den 1890er-Jahren
hoch verschuldet waren.

Diese expansive Ausgabenpolitik
hatte zum einen politikfeldspezifische
Gründe, bspw. in den wirtschaftlich
hoch entwickelten Ländern den zuneh-
menden Bedarf der Unternehmen in
den modernen Industriebranchen der
zweiten industriellen Revolution (Ma-
schinenindustrie, chemische Industrie
usf.) an qualifizierten Arbeitskräften
(Facharbeitern, hoch qualifizierten An-
gestellten). Zum anderen gab es meh-
rere allgemeinpolitische Gründe für
steigende Landesausgaben, die den
wirtschaftlichen und sozialen Anliegen
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breiterer gesellschaftlicher Gruppen
entgegenkommen sollten: Erstens
wurde in vielen Kronländern ab den
1880er-Jahren der Zensus in der Städ-
tekurie und in der Kurie der Landge-
meinden gesenkt und nach 1896 eine
fünfte, allgemeine Wählerkurie ge-
schaffen, in der die männlichen groß-
jährigen, hausrechtlich nicht abhängi-
gen Personen wahlberechtigt waren.
In diesen drei Kurien konnten die neu-
en Massenparteien (Christlichsoziale,
Sozialdemokraten, einige nationalisti-
sche Parteien) erste Wahlerfolge ver-
zeichnen. Das Aufkommen und Erstar-
ken der Massenparteien führte zwei-
tens zur zunehmenden Politisierung
der Landesfinanzen. Zwischen den tra-
ditionellen Honoratiorenparteien und
den Massenparteien verschärfte sich
die Konkurrenz, und der parteipoliti-
sche Kampf um Wählerstimmen in den
drei genannten Kurien trieb die Lan-
desausgaben in die Höhe. Drittens be-
wirkte in denjenigen ethnisch gemisch-
ten Kronländern, in denen die größten
Nationalitäten im Landtag vertreten
waren, die Nationalisierung der Lan-
desverwaltung eine Ausgabenexplosi-
on in einigen Politikfeldern, v.a. in den
Bereichen Unterricht, Bildung, Kultur
und Landwirtschaft. Viertens existier-
ten im Finanzrecht der Länder keine
Regeln, welche die ordentlichen Lan-
desausgaben von der Höhe der or-
dentlichen Landeseinnahmen abhän-
gig machten. Ansuchen um höhere
Länderzuschläge auf direkte und indi-
rekte staatliche Steuern wurde – wie
bereits erwähnt – regelmäßig entspro-
chen. Die zunehmende Landesver-
schuldung war also auch das Resultat
von Moral Hazard, dem die politischen
Entscheidungsträger ausgesetzt wa-
ren und nachgaben.

Weil sich die Kronländer aufgrund

der Ausweitung ihrer Staatstätigkeit in
den 1890er-Jahren immer stärker ver-
schuldeten, wurde der Ruf nach finan-
zieller Unterstützung von der Regie-
rung in Wien immer lauter. 1896 initiier-
te das Finanzministerium Verhandlun-
gen über einen Reichsteil-Länder-Fi-
nanzausgleich mit den Landesaus-
schüssen. Damit behandelte die cisleit-
hanische Regierung die Länder erst-
mals als politische Gemeinschaft. Bis-
lang waren die Landeszuschläge auf
staatliche Steuern stets bilateral zwi-
schen dem Finanzministerium und
dem jeweiligen Kronland ausgehandelt
worden.

Wichtigstes Ergebnis dieser Finanz-
ausgleichsverhandlungen war eine un-
mittelbare Beteiligung der Länder am
Aufkommen der neuen Personalein-
kommensteuer durch Überweisungen
von Seiten des Finanzministeriums.
Diese Transfers zugunsten der Länder
stiegen in den folgenden Jahren stark
an. Im Gegenzug verzichteten die Län-
der auf Landeszuschläge zur Einkom-
mensteuer. Dasselbe Muster wurde
1901 auf die Branntweinabgabe ange-
wandt. Diese Transfers waren noch
deutlich höher als jene aufgrund der
Einkommensteuer. In der Folge erhiel-
ten die Länder erstmals auch das
Recht auf Einhebung einer eigenstän-
digen Steuer, der sog. Landesbierauf-
lage. Diese indirekte Steuer wurde zur
wichtigsten Einnahmequelle der Kron-
länder überhaupt. „Die Biersteuer
machte die österreichischen Kronlän-
der faktisch zu Steuerstaaten“ (323).

Zur Bedeckung ihrer weiterhin stark
steigenden Ausgaben reichten auch
diese Reformen nicht aus, sodass eini-
ge wirtschaftlich starke Kronländer in
den 1900er-Jahren Kredite aufnahmen,
um ihr ordentliches Budget zu decken.

1905 verstießen die Kronländer ge-
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gen das in den Landesordnungen ver-
ankerte, für imperiale Herrschaftsord-
nungen charakteristische Koopera-
tionsverbot und nahmen die horizonta-
le Zusammenarbeit untereinander im
Rahmen einer informellen Länderkon-
ferenz auf, um gemeinsame Positionen
für die Verhandlungen mit dem Finanz-
ministerium über einen neuen vertika-
len Finanzausgleich zu erarbeiten. Bei
diesen Diskussionen ging es um eigen-
ständige Steuern der Länder und damit
um mehr finanzielle Eigenverantwort-
lichkeit, um staatliche Zuschüsse in be-
stimmten Politikfeldern sowie um Län-
dersolidarität – mithin um die Grund-
prinzipien einer föderalen Ordnung,
aber ebenso um gesellschaftliche und
politische Teilhabe der bislang nicht in
den Parlamenten vertretenen großen
sozialen Gruppen, Demokratisierung
des Wahlrechts und Parlamentarisie-
rung.

Zusammenfassend konstatiert Jana
Osterkamp ein Nebeneinander von im-
perialen Herrschaftsstrukturen und ko-
operativem Zusammenwirken sowohl
zwischen Staat und Ländern als auch
zwischen den Kronländern. Ein sol-
ches Nebeneinander kennzeichne
eine hybride Herrschaftsform, die sie
als „kooperatives Imperium“ (297) be-
zeichnet. Zu diesem entwickelte sich
die Habsburgermonarchie ab dem letz-
ten Drittel des 19. Jh.

Unterschiedliche Wahlrechte

1907 wurden die Mitglieder des Ab-
geordnetenhauses des Reichsrats
erstmals nach dem allgemeinen und
gleichen Männerwahlrecht gewählt.
Damit klafften die politische Teilhabe
im Reichsrat einerseits und jene in den
nach zwar schon erweiterten, aber im-
mer noch restriktiven Zensus- und Ku-

rienwahlrechten zusammengesetzten
Landtagen andererseits weit auseinan-
der.

Die Kompetenzen für die Politikfelder
Bildung, Soziales, Gesundheitswesen,
regionale Infrastruktur und Agrarmo-
dernisierung, welche für jene Bevölke-
rungsgruppen besonders bedeutsam
waren, die sich 1907 erstmals an den
Wahlen zum Abgeordnetenhaus in
Wien beteiligen konnten, lagen freilich
schwerpunktmäßig auf Landesebene.
Politiker, die für die Ausweitung des
Wahlrechts eingetreten waren und die
Interessen der angeführten sozialen
Gruppen vertraten, besaßen damit
nicht die Gestaltungsmacht, um ihre
politischen Ziele auch umzusetzen.

Die restriktiven Landtagswahlrechte
und die politikfeldabhängige Staatlich-
keit der Kronländer waren daher zen-
trale Faktoren, welche die politische
Wirksamkeit der Ausweitung des
Reichstagswahlrechts und das politi-
sche Gewicht des Abgeordnetenhau-
ses beeinträchtigten. Forderungen von
Seiten der Massenparteien nach De-
mokratisierung der Landtagswahlrech-
te scheiterten am Widerstand des Kai-
sers und der privilegierten gesell-
schaftlichen Gruppen sowie deren Par-
teien und Interessenvertretungen.

Suche nach Lösungen
innerhalb des Reichs

Deak (2015) betont, dass auch die
Krise des Parlamentarismus nach dem
Scheitern der Badeni’schen Sprachen-
verordnung 1897 und die sich ver-
schärfenden Nationalitätenkonflikte in
den Landtagen nicht bedeuteten, dass
Politik, Verhandlungen und Suche
nach Lösungen aufhörten. In der politi-
schen Sphäre, innerhalb der Bürokra-
tie und in der Presse sowie im akade-
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mischen Bereich intensivierten sich die
Diskussionen über die politische Ord-
nung des Reichs, die Struktur der Ver-
waltung und die politische Partizipation
in einem multinationalen Staat.

Oft übernahm die zentrale Bürokratie
eine führende Rolle bezüglich der Wei-
terführung der Staatsbildung. Spitzen-
beamte verhandelten mit politischen
Parteien und Vertretern der Volksgrup-
pen, um das Funktionieren der Beam-
tenregierungen zu gewährleisten, be-
reiteten die kaiserliche Administration
auf die neuen Herausforderungen
durch Demokratisierung, Massenpoli-
tik sowie den Aufbau eines Wohlfahrts-
staats vor und betätigten sich als Streit-
schlichter und Moderatoren des politi-
schen Prozesses.

Auf Initiative des Juristen und
Reichsratsabgeordneten Josef Redlich
erfolgte im Mai 1911 die Einrichtung
der „Kommission zur Förderung der
Verwaltungsreform“. Diese bestand
neben Beamten aus Politikern, Akade-
mikern und ehemaligen Beamten, also
aus Innen- und Außenseitern der Ver-
waltung. Sie befasste sich mit zahlrei-
chen Aspekten und Problemen der cis-
leithanischen Verwaltungsrealität, u.a.
auch mit den Finanzproblemen der
Kommunen und der Kronländer. Den
wichtigsten Vorschlag der Kommission
bildete eine Dezentralisierung der
staatlichen Verwaltung: Kleinere Bezir-
ke sollten die Schwerpunkte der Ver-
waltungsaktivitäten werden, und Krei-
se sollten wiedereingeführt werden.
Die verkleinerten Bezirke und die Krei-
se sollten möglichst die Volksgruppen
trennen und somit politische Lösungen
erleichtern und die Kronländer – die
Hauptarenen der Nationalitätenkonflik-
te – entlasten.

Die Kommission schloss ihren Be-
richt 1913 ab. Der Innenminister ak-

zeptierte denselben. Die vorgeschla-
genen Maßnahmen sollten auf regio-
naler Ebene erprobt werden. Der Krieg
verhinderte dies. Politiker, Spitzenbe-
amte und Wissenschafter hielten eine
Reform des Staates also für möglich.
Die Tatsache, dass der Krieg und das
Militärregime die Verwirklichung der
Reformen unterbanden, heißt nicht,
dass sie keine Realisierungschancen
hatten.

Deak (2014) weist darauf hin, dass
noch im Juli 1914 die Verwaltungsspit-
zen aus den Kronländern Klage über
Personalmangel führten und mehr
Ressourcen forderten, um den Umfang
der staatlichen Modernisierungsbe-
strebungen auszuweiten und deren In-
tensität zu erhöhen. Die Verwaltungs-
eliten standen somit keineswegs im
Banne von Vorstellungen eines unaus-
weichlichen Niedergangs oder – nach
der Ermordung des Thronfolgers – ei-
nes bevorstehenden Untergangs der
Monarchie.

Aus ihrer Analyse der zentralen Poli-
tikfelder zieht Osterkamp auch den
Schluss, dass sich das Verhältnis der
Nationalitäten zueinander ab den
1890er-Jahren grundlegend änderte.
Die frühere Hierarchie bestand nicht
mehr. Die Position der verschiedenen
Nationalitäten beruhte längst nicht
mehr vorwiegend auf dem Engage-
ment der Nationalbewegungen, son-
dern in zunehmendem Maße auf dem
Ausbau von Bildungs- und Kulturwe-
sen, den wesentlichen Verbesserun-
gen im Gesundheits- und Sozialwesen,
den infrastrukturellen Investitionen und
der Förderung von Landwirtschaft und
Industrie durch die Staats- und Lan-
desinstitutionen.7 Auch für nichtdeut-

146

Wirtschaft und Gesellschaft 48. Jahrgang (2022), Heft 1

7 Beller (2018, 211) konstatiert eine starke
Tendenz in Richtung auf eine implizite
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sche Nationalpolitiker „stand die bes-
sere Einbindung ihrer Gemeinschaften
in das imperiale Herrschaftssystem im
Vordergrund, nicht eine Lossagung
vom Hause Habsburg“ (351).

„Revisionistische“ Arbeiten, die in
den letzten vierzig Jahren zu Ergebnis-
sen gelangt sind, welche die traditio-
nelle und lange vorherrschende These
des unausweichlichen Niedergangs
Österreich-Ungarns aus heutiger Sicht
als nicht mehr haltbar erscheinen las-
sen, bilden längst den Hauptstrom der
Forschung zur Habsburgermonarchie
ab 1848. Osterkamp hat mit ihrer Stu-
die zur Geschichte aus föderaler Per-
spektive einen wichtigen und innovati-
ven Beitrag dazu geleistet.

Michael Mesch
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Föderalisierung Cisleithaniens nach Na-
tionalitäten: „The Monarchy was, one
can argue, turning itself into a form of
multinational federation – at least the
national groups were realizing their
goals within the Monarchy’s parame-
ters.“




